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Text 

6. Abschnitt 

Finanzen und Kontrolle 

Deckung der Kosten 

§ 74. (1) Zur Finanzierung der Apothekerkammer, insbesondere zur Bestreitung des Sachaufwandes, des 
Aufwandes für die Organe, des Personalaufwandes und der anderen finanziellen Erfordernisse für die 
Durchführung der der Apothekerkammer zukommenden Aufgaben hebt die Apothekerkammer von den 
Mitgliedern die Kammerumlage ein. 

(2) Die Umlagenordnung hat nähere Bestimmungen insbesondere über die Festsetzung der Kammerumlage, 
die Höchstgrenze für selbständige und angestellte Apotheker, die Bemessung, Vorschreibung, Einhebung und 
Fälligkeit der Kammerumlage sowie über die Einbehaltung der Kammerumlage von Rezepterlösen bei der 
Pharmazeutischen Gehaltskasse für Österreich vorzusehen. Die Umlagenordnung kann einen Mindestsatz für die 
Kammerumlage vorsehen. 

(3) Die Apothekenleiter sind verpflichtet, der Apothekerkammer die für die Bemessung der Kammerumlage 
erforderlichen Daten bekannt zu geben und die notwendigen Auskünfte zu erteilen sowie die erforderlichen 
Unterlagen zur Verfügung zu stellen. Die Apothekerkammer ist berechtigt, die Vorlage von Nachweisen, 
insbesondere von steuerbehördlich bestätigten Umsatzsteuererklärungen, zu verlangen. Wird diesen 
Verpflichtungen nicht rechtzeitig und vollständig entsprochen, kann die Vorschreibung auf Grund einer 
Schätzung erfolgen; diese ist unter Berücksichtigung aller für die Errechnung der Kammerumlage bedeutsamen 
Umstände vorzunehmen. 

(4) Erste Instanz für das Verfahren über die Kammerumlage ist der Präsident. Gegen Beschlüsse des 
Präsidenten steht den Betroffenen das Recht der Beschwerde an eine bei der Apothekerkammer in Wien 
errichtete Umlagenschiedskommission (§ 75) zu. 

(5) Rückständige Umlagen, Gebühren für Sonderleistungen und sonstige Pflichtbeiträge können nach 
Ausstellung eines Rückstandsausweises durch den Präsidenten nach dem Verwaltungsvollstreckungsgesetz 
1991, BGBl. Nr. 53, eingebracht werden. 


